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zugeordneter Objekte nach seinem Interesse zu bedienen, sie 
entsprechend ihrer ökonomischen Zweckbestimmung zu ge­
brauchen ... oder bei vorübergehender Überlassung an andere 
seinen Nutzen in Gestalt eines entsprechenden Entgelts zu zie­
hen“4, wird gerade dadurch realisiert, daß er planmäßig 
investiert. Mit der Investition gewährleistet der Fondsinhaber 
das Recht und die Pflicht zur Nutzung des Bodens im gesell­
schaftlich detärminierten Rahmen. Die dem Baubetrieb in 
Ausübung der Nutzungsbefugnis eingeräumte Möglichkeit, auf 
der Grundlage des vom IAG vorgegebenen bzw. bestätigten 
Bebauungsplans auf dessen Boden Bauwerke zu errichten, 
ist allerdings mit Konsequenzen für die Ausübung der Nut­
zungsbefugnis durch den Fondsinhaber verbunden, auf die 
noch einzugehen ist.

Die Benutzung des Baugeländes durch den Baubetrieb 
wirft auch die Frage nach der Besitzbefugnis des Baubetrie­
bes auf. Sie ist wegen der selbständigen Wahrnehmung von 
Besitzansprüchen bei der Organisierung eines störungsfreien 
Bau- und Montageprozesses von besonderer Bedeutung. Dabei 
bedürfen die Besitzverhältnisse an dem Baugelände einer dif­
ferenzierten Betrachtung:

Im Rahmen der ihm vom Fondsinhaber gewährten Bau­
freiheit obliegt dem Baubetrieb de facto die unmittelbare 
Einwirkungsmöglichkeit auf das Grundstück bzw. auf einen 
abgrenzbaren Teil; er erlangt ganz oder teilweise die Sach- 
herrschaft über das Grundstück. Da der Baubetrieb auf Grund 
des Investitionsleistungsvertrags zur Sachausübung über das 
Grundstück berechtigt ist, wird er berechtigter Besitzer. Er 
ist jedoch lediglich hinsichtlich des Teils des Bodens Allein­
besitzer, der Produktionsgegenstand ist bzw. der unmittelba­
ren Produktionsvorbereitung dient. Das sind diejenigen Teile 
des Baugeländes, auf denen das Gebäude errichtet wird und 
auf denen sich Objekte der Baustelleneinrichtung befinden, 
die ausschließlich der Produktionsdurchführung dienen. An­
dere Teile des Bodens werden dagegen vom IAG und vom 
Baubetrieb bzw. von anderen Auftragnehmern beansprucht, 
so z. B. für Baustraßen und Gemeinschaftseinrichtungen oder 
für komplexe Lagerflächen. In solchen Fällen besteht zwi­
schen den Beteiligten Mitbesitz.

§ 33 Abs. 3 ZGB räumt dem rechtmäßigen Besitzer bei einer 
Besitzstörung Besitzschutzansprüche ein. Dieser Anspruch 
steht ungeachtet der fehlenden ausdrücklichen Regelung des 
Mitbesitzes gegenüber Dritten auch dem Mitbesitzer zu. 
Pas ist von praktischer Bedeutung, weil der Baubetrieb da­
mit gegen störende Einwirkungen Dritter auf den Bauablauf 
(z. B. Nutzung eines Teils des Baugeländes als Parkfläche) 
Vorgehen kann.

Derartige Ansprüche bestehen jedoch nicht zwischen den 
Mitbesitzern, weil Störungen in diesen Beziehungen grund­
sätzlich nur anhand der vertraglich festgelegten Sachherr- 
schaft und damit auf der Grundlage des Vertrags entschie­
den werden können. Besitzstörungen zwischen Mitbesitzern 
sind daher vor allem nach den Vereinbarungen über die 
Gewährung der Baufreiheit zu beurteilen. Die materiellen 
Sanktionen, die bei Verletzung der Verpflichtung zur Bau­
freiheit möglich sind (Vertragsstrafe und Schadenersatz ge­
mäß § 29 Abs. 3 der 2. DVO zum VG), haben sich in solchen 
Fällen als durchaus ausreichend erwiesen.

Ungeachtet der bestehenden Besitzschutzansprüche des 
Baubetriebes ist der IAG verpflichtet, Störungen durch Dritte 
mit entsprechenden Ansprüchen aus der Fondsinhaberschaft 
zu begegnen. Diese Pflicht resultiert einerseits auf seinen 
vertraglich übernommenen Verpflichtungen gegenüber dem 
Baubetrieb und andererseits aus seiner Stellung als Fonds­
inhaber selbst.

Eigentumsrechte an den zu errichtenden Bauwerken

Die Frage nach dem Vermögensbestand des Baubetriebes 
hinsichtlich der mit dem Boden verbundenen Bauleistungen 
ist sowohl für den Baubetrieb als auch für den IAG von gro­
ßem Interesse. Gemäß § 295 Abs. 1 ZGB umfaßt das Eigentum 
am Grundstück den Boden und die mit ihm fest verbundenen 
Gebäude und Anlagen; sie bilden also eine Einheit. Dieser 
Grundsatz gilt nach § 286 Abs. 4 ZGB auch für das Volks­
eigentum, soweit nicht das ZGB oder andere Rechtsvorschrif­
ten spezielle Regelungen enthalten, die vornehmlich der Un­
verletzbarkeit des sozialistischen Eigentums dienen.5 Ferner 
sind nach dem Sachbegriff des ZGB (§ 467) alle Teile einer 
Sache, die dergestalt miteinander verbunden sind, daß sie 
nicht getrennt werden können, ohne die Sache zu zerstören 
oder ihren wirtschaftlichen Zweck erheblich zu beeinträchti­
gen, deren wesentliche Bestandteile und können daher nicht 
Gegenstand besonderer Rechte sein.

Wenn auch nach dem ZGB durchaus selbständige Eigen­
tumsrechte am Boden auf der einen und an Gebäuden auf

der anderen Seite bestehen können (vgl. §§ 288 Abs. 4, 296 
Abs. 1, 459 Abs. 1), so geht das Gesetz doch von der Vorran­
gigkeit des Grundeigentums aus. Dieser Grundsatz ist in spe­
ziellen Rechtsvorschriften (so z. B. für den Rechtsträgerwech­
sel bei Grundstücken) verankert; ungeachtet unterschiedli­
cher Formen der Übertragung wechselt in diesen Fällen mit 
der Einsetzung eines neuen Rechtsträgers am Grundstück 
auch die Foridsinhaberschaft an den mit diesem Grundstück 
verbundenen unbeweglichen Grundmitteln.5 6

Der genannte Grundsatz gilt gleichfalls bei der Durch­
führung von Bauleistungen. Durch die Verbindung des Bau­
werks mit dem Boden geht die Fondsinhaberschaft am Bau­
werk auf den IAG über. Die gleiche Rechtsfolge tritt übri­
gens bei Bauleistungen an einem bestehenden Gebäude ein. 
Die Fondsinhaberschaft wechselt unmittelbar mit der tat­
sächlichen Verbindung des Bauwerks mit dem Grundstück; 
eine ausdrückliche Übertragungshandlung ist nicht erforder­
lich.

Die Regelung des § 64 VG, nach der der Auftragnehmer — 
also der Baubetrieb — verpflichtet ist, dem Auftraggeber den 
Leistungsgegenstand zu übergeben und ihm die Fondsinha­
berschaft oder das Eigentumsrecht zu übertragen, steht zu 
den Rechtsfolgen aus § 295 ZGB nicht in Widerspruch, weil 
sie insbesondere für die Vielzahl solcher Investitionsleistun­
gen bestimmt ist, bei denen kein Fondswechsel durch Verbin­
dung stattfindet.

Aus dieser Rechtslage ergibt sich die Frage, inwieweit der 
IAG als Fondsinhaber des zum Teil oder völlig fertiggestell­
ten Gebäudes bereits im Prozeß der Durchführung der Inve­
stition Nutzungsbefugnisse ausüben darf. Dafür können zwin­
gende Gründe sprechen, so z. B. die Notwendigkeit, auf bereits 
fertiggestellten Lagerflächen oder innerhalb errichteter Ge­
bäude Ausrüstungen zu lagern, die der IAG später bereitstel­
len muß. Es kann auch erforderlich werden, das Objekt vor­
zeitig, u. U. auch nur teilweise, im Sinne des Investitions­
zweckes zu nutzen.7 8

Die rechtlichen Konsequenzen bestanden lange Zeit darin, 
daß bei bestimmungsgemäßer Nutzung grundsätzlich die Ab­
nahmewirkungen eintraten und der IAG zur Entrichtung des 
Entgelts verpflichtet war.® Dem entspricht auch die Rege­
lung des § 57 Abs. 2 VG, wonach die Abnahme auch ohne aus­
drückliche Erklärung als erfolgt gilt, wenn der Auftraggeber 
den Leistungsgegenstand nutzt. Bei Investitionsleistungen 
wird jedoch nunmehr von diesem Grundsatz abgewichen. Ist 
aus volkswirtschaftlichen Gründen eine Nutzung vor der Ab­
nahme erforderlich, muß ein entsprechender Nutzungsvertrag 
abgeschlossen werden. Nutzt der Investitionsauftraggeber die 
Investitionsleistung, ohne daß ein solcher Nutzungsvertrag 
vorliegt, geht zwar die Gefahr des zufälligen Untergangs oder 
der zufälligen Verschlechterung auf ihn über (§ 16 Abs. 5 der 
2. DVO zum VG), ohne daß die sonstigen Wirkungen der Ab­
nahme eintreten. Er ist jedoch verpflichtet, Vertragsstrafe zu 
zahlen und den darüber hinaus entstandenen Schaden zu er­
setzen (§29 Abs. 4 der 2. DVO zum VG). Diese Regelungen 
erwachsen nicht aus den Fondsbefugnissen der Auftragneh­
mer, wie G. K r a u s e  / H .  W a l t e r  annehmen9, sondern sind 
m. E. ausschließlich vertragsrechtlicher Natur, so daß es an 
dieser Stelle der Abgrenzung der fondsrechtlichen von den 
vertragsrechtlichen Regelungen bedarf.

Abgrenzung fondsrechtlicher Regelungen 
von vertragsrechtlichen

Die Befugnisse des Fondsinhabers sind ihrer Natur nach Zu­
ordnungsrechte zu einem bestimmten Rechtssubjekt; sie
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S. 38.
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zum Vertragsgesetz — Wirtschaftsverträge im Rahmen der Re­
produktion der Grundfonds — vom 12. Oktober 1978 (GBl. I Nr. 37 
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